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Eigenerklärung gemäß § 33 UVgO
(von jedem Bieter/Bewerber bzw. Mitglied einer Bieter- bzw. Bewerbergemeinschaft auszufüllen)

Name und Anschrift des Bieters/Bewerbers bzw. Mitglied der Bieter- bzw. Bewerbergemeinschaft:
__________________________________________________________________________________________

Ich erkläre/Wir erklären, dass

· mein/unser Unternehmen gewerberechtlich ordnungsgemäß angemeldet ist, bzw. entsprechende gewerberechtliche Erlaubnisse erteilt wurden,
· mein/unser Unternehmen im entsprechenden Register eingetragen ist, sofern dies gesetzlich vorgeschrieben ist,
· eine Betriebshaftpflicht abgeschlossen wurde,
· die für die Ausführung der Leistung vorgesehenen Personen entsprechend zertifiziert, bzw. qualifiziert sind,
· ich/wir meinen/unseren Verpflichtungen der Beiträge zu Berufsgenossenschaften nachgekommen sind und auch weiterhin nachkommen,
· ich/wir die gewerberechtlichen Voraussetzungen für die Ausführung der angebotenen Leistungen erfülle/n,

Ich verpflichte mich/wir verpflichten uns, Nachunternehmer nur unter der Voraussetzung zu beauftragen, dass der Nachunternehmer eine gleichlautende Erklärung abgibt.

Ich bin mir/wir sind uns bewusst, dass eine wissentlich falsche Erklärung meinen/unseren Ausschluss von weiteren Auftragserteilungen zu Folge haben und mein/unser Unternehmen bis zur Dauer von zwei Jahren von der Vergabe öffentlicher Aufträge ausgeschlossen werden kann.

___________________________



_________________________

(Ort, Datum)





(Unterschrift, Firmenstempel)
Angaben zur Einstufung als KMU

Die EU-Vergaberichtlinien fordern zum Zweck der Berichterstattung eine Abfrage, ob es sich bei dem Bieter um ein Kleinst-, kleines oder mittleres Unternehmen (KMU) handelt. Für die richtige Einordnung bietet die Empfehlung der Europäischen Kommission vom 6. Mai 2003 (ABl. L 124 vom 20.5.2003, S. 36) eine Hilfestellung. Danach sind KMU solche Unternehmen, die weniger als 250 Personen beschäftigen und entweder einen Jahresumsatz von höchstens 50 Mio. Euro oder eine Jahresbilanzsumme von höchstens 43 Mio. Euro haben.
KMU:
   Ja:
 FORMCHECKBOX 


Nein:
 FORMCHECKBOX 

Erklärung Inklusionsbetriebe
Inklusionsbetriebe sind Unternehmen, bei denen die Voraussetzungen des § 215 SGB IX vorliegen.
Inklusionsbetrieb:
   Ja:
 FORMCHECKBOX 


Nein:
 FORMCHECKBOX 

Nach der Verwaltungsvorschrift zum öffentlichen Auftragswesen – Bevorzugte Bieter Nr. 3.4.2:
Bei der Beurteilung der Wirtschaftlichkeit von Angeboten wird der von einem bevorzugten Bieter angebotene Preis mit einem Abschlag von 10 % gewertet. Falls das Angebot von einer Bietergemeinschaft abgegeben wird, ist der Ermittlung des Abschlags auf den Preis nur derjenige Anteil zugrunde zu legen, den bevorzugte Bieter an dem Gesamtangebot der Bietergemeinschaft haben. Ist das Angebot eines bevorzugten Bieters ebenso wirtschaftlich wie das eines sonstigen Bieters, so ist dem bevorzugten Bieter der Zuschlag zu erteilen. Diese Regelungen der Sätze 1 bis 3 sind in der Bekanntmachung oder in den Vergabeunterlagen anzugeben.
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